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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

R - AS - FJ - G - In - Wi

zu Punkt ... der 921. Sitzung des Bundesrates am 11. April 2014

Entschließung des Bundesrates - Maßnahmen zur Regulierung von
Prostitution und Prostitutionsstätten

- Antrag des Saarlandes -

A

Der Ausschuss für Frauen und Jugend (FJ) und

der Gesundheitsausschuss (G)

empfehlen dem Bundesrat,

die Entschließung in nachfolgender Fassung anzunehmen:

1. 'Entschließung des Bundesrates - Maßnahmen zur Regulierung von Prosti-

tution und Prostitutionsstätten

I. Der Bundesrat stellt fest:

1. Mit dem Prostitutionsgesetz, das am 1. Januar 2002 in Kraft getreten

ist, wurde ein wesentlicher Schritt zur Verbesserung der rechtlichen und

sozialen Lage von Prostituierten unternommen. Der Bundesrat begrüßt

die im Koalitionsvertrag festgehaltene Absicht der Bundesregierung,

das Prostitutionsgesetz im Hinblick auf die Regulierung der Prostitution

umfassend zu überarbeiten und die ordnungsbehördlichen Kontrollmög-

lichkeiten zu verbessern.

G

(bei
Annahme
entfallen

die
Ziffern 2,
3 und 4)
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a) Wesentliche Ziele des Prostitutionsgesetzes waren es, die Sitten-

widrigkeit der Prostitution abzuschaffen und den Prostituierten da-

mit die Einklagbarkeit ihres Lohns zu sichern, den Zugang zur So-

zialversicherung zu erleichtern, kriminellen Begleiterscheinungen

den Boden zu entziehen und die Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Allerdings ist bereits durch die Evaluation des Gesetzes im Jahr

2007 deutlich geworden, dass das Prostitutionsgesetz nur einen Teil

der Ziele erreichen konnte. So besaß etwa nur ein Prozent aller Pro-

stituierten einen Arbeitsvertrag. Insbesondere wurde ein insgesamt

breiterer Ansatz zur Regulierung der Prostitution für notwendig er-

achtet.

b) Auch der Bundesrat hat in seiner Entschließung vom 11. Februar

2011, vgl. BR-Drucksache 314/10 (Beschluss), die Notwendigkeit

einer weiteren Regulierung der Prostitution betont. Eine Weiter-

entwicklung des Prostitutionsgesetzes wurde darüber hinaus in

wiederholten Beschlüssen von den zuständigen Fachministerkonfe-

renzen gefordert (zuletzt von der Ständigen Konferenz der Innen-

minister und -senatoren der Länder vom 4. bis 6. Dezember 2013

- TOP 14.2 - und von der Konferenz der Gleichstellungs- und Frau-

enministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der

Länder am 14. und 15. Juni 2012 - TOP 9.6 -). Das in der letzten

Legislaturperiode vom Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetz

zur Bekämpfung des Menschenhandels und Überwachung von Pro-

stitutionsstätten enthielt einen Vorschlag zur Regulierung der Pro-

stitution, der jedoch von der Mehrheit des Bundesrates als unzu-

länglich eingestuft wurde; es erfolgte deshalb am 20. September

2013 die Anrufung des Vermittlungsausschusses, vgl. BR-

Drucksache 641/13 (Beschluss).

2. Seit der Verabschiedung des Prostitutionsgesetzes hat sich das Erschei-

nungsbild von Prostitution in Deutschland verändert.

a) Die exakte Anzahl der Prostituierten ist unbekannt; ebenso gibt es

nur punktuelle Hinweise auf Lebenssituationen und Bedarfe. Es

fehlt an systematischer Forschung. Vielfach zitierte Schätzungen

gehen davon aus, dass etwa 400 000 Personen ganz oder teilweise

in der Prostitution tätig sind. Die große Mehrheit der Prostituierten
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ist weiblich, mann-männliche Prostitution sowie die Prostitution

Transsexueller nehmen einen deutlich geringeren Teil ein, sind aber

auch stark tabuisiert. Dabei wird die öffentliche Wahrnehmung von

Prostitution durch einen hohen Anteil von Migrantinnen bestimmt.

b) In den letzten Jahren ist durch die EU-Osterweiterung die Armuts-

prostitution, insbesondere im Bereich der Straßenprostitution, in

den Blickpunkt der Öffentlichkeit gelangt. Kennzeichnend für die-

sen Personenkreis sind vielfach fehlende Sprachkenntnisse, man-

gelnde Gesundheitsvorsorge sowie generell prekäre Lebens- und

Arbeitsbedingungen.

c) Der Markt für sexuelle Dienstleistungen hat sich seit dem Jahr 2002

stark verändert, nicht zuletzt durch das Internet. Nicht nur Werbung

und Vermittlung bedienen sich des Internets; es haben sich auch ei-

gene Formen (etwa mittels Webcams) herausgebildet. Bei Bordel-

len haben sich Großbetriebe etabliert, die auf maximalen Profit

ausgerichtete Betriebskonzepte verfolgen (etwa Flatrate-Bordelle).

Diesen Entwicklungen ist bei einer Reform des Prostitutionsgeset-

zes Rechnung zu tragen.

3. Der Bundesrat spricht sich für eine sachliche Debatte und differenzierte

Maßnahmen aus.

a) Die öffentliche und die mediale Debatte über Prostitution ist zum

Teil noch immer durch Vorurteile, fehlendes Wissen und Skandali-

sierung geprägt. Insbesondere wendet sich der Bundesrat gegen die

pauschale Gleichsetzung von Prostitution mit Menschenhandel.

Auch wenn Prostitution kein "Beruf wie jeder andere" ist, unterliegt

ihre Ausübung nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts der Berufsfreiheit nach Artikel 12 des Grundgesetzes (vgl.

BVerfG, 1 BvR 224/07 vom 28. April 2009).

b) Ausweislich des Bundeslagebildes Menschenhandel des Bundes-

kriminalamtes wurden im Jahr 2012 in Deutschland 612 Opfer von

Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung ermittelt.

Auch wenn von einem erheblichen Dunkelfeld auszugehen ist, so

sind diese ermittelten Fälle zu der geschätzten Zahl von Prostituier-

ten in Relation zu setzen. Auch gibt es keine belastbaren Hinweise

dafür, dass mit dem Prostitutionsgesetz ein Anstieg des Menschen-
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handels einhergegangen ist. Trotz einer Zunahme von Ermittlungs-

verfahren seit Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes ist die Zahl der

Opfer nicht gestiegen. Der Bundesrat misst einer wirkungsvollen

Bekämpfung von Menschenhandel einen hohen Stellenwert zu. Er

verweist jedoch darauf, dass ein Hauptproblem in der mangelnden

Aussagebereitschaft der Opfer zu finden ist. Darüber hinaus ent-

scheiden sich viele Menschen für Prostitution aus ökonomischen

Zwängen heraus, da nur ein eingeschränkter Zugang zum Arbeits-

markt besteht, oder die Voraussetzungen für eine andere selbstän-

dige Tätigkeit nicht gegeben sind.

c) Der Bundesrat sieht in der anstehenden Weiterentwicklung des Pro-

stitutionsgesetzes einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von

Menschenhandel. Die Regulierung zumindest eines Teils des Mark-

tes ermöglicht mehr Transparenz und die Kontrolle von Bedingun-

gen und Standards; sie erschwert damit ausbeuterische Verhältnis-

se.

II. Der Bundesrat spricht sich für eine Fortentwicklung des Prostitutionsgeset-

zes aus, die einen größeren Schutz der Prostituierten vor Gewalt und Aus-

beutung ermöglicht, die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von Prosti-

tuierten beinhaltet, auf die Gewährleistung fairer Arbeit hinwirkt sowie ge-

eignet ist, illegale Formen der Prostitution zurückzudrängen.

1. Ein fortentwickeltes Prostitutionsgesetz muss einen erweiterten ord-

nungsrechtlichen Rahmen bieten.

a) An erster Stelle steht damit eine Erlaubnispflicht für Prostitutions-

stätten. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, den Begriff der

Prostitutionsstätte, insbesondere im Hinblick auf neue, durch das

Internet ermöglichte und begünstigte Formen von Prostitution

(Vermittlung sexueller Dienstleistungen, Veranstaltungen), zu defi-

nieren. Darüber hinaus ist bei der Ausgestaltung der Regelungen

auf den spezifischen Charakter der Prostitutionsstätte abzustellen.

Eine Zuverlässigkeitsprüfung für Betreiberinnen und Betreiber so-

wie Mindestanforderungen an gesundheitliche, hygienische und

räumliche Bedingungen sollten in diesem Rahmen festgelegt wer-

den.
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b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, inwieweit

eine Anzeigepflicht einzelner, selbständig tätiger Prostituierter an-

gesichts der Mobilität des Personenkreises und der vielfach ange-

strebten Anonymität sachgerecht und praktikabel wäre.

2. Der Bundesrat begrüßt den mit dem Prostitutionsgesetz im Strafrecht

eingeleiteten Paradigmenwechsel vom Schutz vor der Prostitution zum

Schutz in der Prostitution. Dieser entspricht der strafrechtlichen Syste-

matik, die den Schutz der sexuellen Selbstbestimmung in den Mittel-

punkt stellt. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, ob

dieser Schutz durch die Reform einzelner strafrechtlicher Vorschriften

noch weiter verstärkt werden kann. Dies betrifft zum einen die Verein-

heitlichung der Schutzaltersgrenzen, die Abschaffung des sogenannten

Vermieterprivilegs, das eine mildere Strafdrohung bei der Ausbeutung

durch den Wohnungsinhaber nach § 180a Absatz 2 Nummer 2 StGB

gegenüber der Ausbeutung durch Zuhälter nach § 181a Absatz 1 StGB

vorsieht, sowie die gesetzliche Bestimmung der Grenzen zulässiger

Weisungen im sexuellen Dienstleistungsgewerbe.

3. Der Bundesrat hält die in § 19 IfSG vorgesehene Beratung und Unter-

suchung bezüglich sexuell übertragbarer Krankheiten durch die Ge-

sundheitsämter für sinnvoll und ausreichend. Ergänzend sind nied-

rigschwellige psychosoziale Beratungsangebote, die auch eine gesund-

heitliche Beratung umfassen, hilfreich. Der Bundesrat verweist auf be-

reits in den Ländern vorhandene Angebote, die durch einen hohen Pro-

fessionalisierungsgrad und die Möglichkeit der anonymen Inanspruch-

nahme gekennzeichnet sind. Die Einführung von verpflichtenden Un-

tersuchungen lehnt der Bundesrat dagegen als unverhältnismäßig und

wenig zielführend ab. Diese wären mit einem Eingriff in wesentliche

Grundrechte der Betroffenen verbunden, ohne dass durch epidemiologi-

sche Daten belegbar wäre, dass die Ausbreitung sexuell übertragbarer

Krankheiten dadurch eingedämmt werden kann. Vielmehr würden

Pflichtuntersuchungen zu einer vermehrten Stigmatisierung von Prosti-

tuierten führen und die Hemmschwelle, in schwierigen sozialen Situa-

tionen Angebote der Aufklärung, Beratung und Versorgung zu nutzen,

erhöhen. Auch könnte bei Freiern der Eindruck hervorgerufen werden,

Schutzmaßnahmen seien überflüssig.
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4. Ebenso sieht der Bundesrat keinen Vorteil in der Schaffung eines spezi-

ellen Straftatbestands für Freier, die wissentlich die Zwangslage von

Menschenhandelsopfern missbrauchen. Ein solches Verhalten ist der-

zeit bereits nach § 138 Absatz 1 Nummer 6 StGB strafbar. Allerdings

ist diese Norm ohne praktische Relevanz, da in der Regel Freiern ein

solcher Vorsatz nicht nachzuweisen ist. Da nach Auskunft von Bera-

tungsstellen für Opfer von Menschenhandel wie auch von Seiten der

Polizei ein nicht unerheblicher Teil der Hinweise auf das Vorliegen von

Menschenhandel von Freiern getätigt wird, wäre eine solche neu einge-

führte Spezialvorschrift allenfalls von symbolischem Wert, in der Wir-

kung jedoch kontraproduktiv.'

2. 'Entschließung des Bundesrates - Maßnahmen zur Regulierung von

Prostitution und Prostitutionsstätten

I. Der Bundesrat stellt fest:

1. Mit dem Prostitutionsgesetz, das am 1. Januar 2002 in Kraft getreten

ist, wurde ein wesentlicher Schritt zur Verbesserung der rechtlichen und

sozialen Lage von Prostituierten unternommen. Der Bundesrat begrüßt

die im Koalitionsvertrag festgehaltene Absicht der Bundesregierung,

das Prostitutionsgesetz im Hinblick auf die Regulierung der Prostitution

umfassend zu überarbeiten und die ordnungsbehördlichen Kontrollmög-

lichkeiten zu verbessern.

a) Wesentliche Ziele des Prostitutionsgesetzes waren es, die Sitten-

widrigkeit der Prostitution abzuschaffen und den Prostituierten da-

mit die Einklagbarkeit ihres Lohns zu sichern, den Zugang zur So-

zialversicherung zu erleichtern, kriminellen Begleiterscheinungen

den Boden zu entziehen und die Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Allerdings ist bereits durch die Evaluation des Gesetzes im Jahr

2007 deutlich geworden, dass das Prostitutionsgesetz nur einen Teil

der Ziele erreichen konnte. So besaß etwa nur ein Prozent aller Pro-

stituierten einen Arbeitsvertrag. Insbesondere wurde ein insgesamt

breiterer Ansatz zur Regulierung der Prostitution für notwendig er-

achtet.

FJ

(entfällt
bei

Annahme
von

Ziffer 1;
bei

Annahme
entfallen

die
Ziffern 3
und 4)
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b) Auch der Bundesrat hat in seiner Entschließung vom 11. Februar

2011, vgl. BR-Drucksache 314/10 (Beschluss), die Notwendigkeit

einer weiteren Regulierung der Prostitution betont. Eine Weiter-

entwicklung des Prostitutionsgesetzes wurde darüber hinaus in

wiederholten Beschlüssen von den zuständigen Fachministerkonfe-

renzen gefordert (zuletzt von der Ständigen Konferenz der Innen-

minister und -senatoren der Länder vom 4. bis 6. Dezember 2013

- TOP 14.2 - und von der Konferenz der Gleichstellungs- und Frau-

enministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der

Länder am 14. und 15. Juni 2012 - TOP 9.6 -). Das in der letzten

Legislaturperiode vom Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetz

zur Bekämpfung des Menschenhandels und Überwachung von Pro-

stitutionsstätten enthielt einen Vorschlag zur Regulierung der Pro-

stitution, der jedoch von der Mehrheit des Bundesrates als unzu-

länglich eingestuft wurde; es erfolgte deshalb am 20. September

2013 die Anrufung des Vermittlungsausschusses, vgl. BR-

Drucksache 641/13 (Beschluss).

2. Seit der Verabschiedung des Prostitutionsgesetzes hat sich das Erschei-

nungsbild von Prostitution in Deutschland verändert.

a) Die exakte Anzahl der Prostituierten ist unbekannt; ebenso gibt es

nur punktuelle Hinweise auf Lebenssituationen und Bedarfe. Es

fehlt an systematischer Forschung. Vielfach zitierte Schätzungen

gehen davon aus, dass etwa 400 000 Personen ganz oder teilweise

in der Prostitution tätig sind. Die große Mehrheit der Prostituierten

ist weiblich, mann-männliche Prostitution sowie die Prostitution

Transsexueller nehmen einen deutlich geringeren Teil ein, sind aber

auch stark tabuisiert. Dabei wird die öffentliche Wahrnehmung von

Prostitution durch einen hohen Anteil von Migrantinnen bestimmt.

b) In den letzten Jahren ist durch die EU-Osterweiterung die Armuts-

prostitution, insbesondere im Bereich der Straßenprostitution, in

den Blickpunkt der Öffentlichkeit gelangt. Kennzeichnend für die-

sen Personenkreis sind vielfach fehlende Sprachkenntnisse, man-

gelnde Gesundheitsvorsorge sowie generell prekäre Lebens- und

Arbeitsbedingungen.
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c) Der Markt für sexuelle Dienstleistungen hat sich seit dem Jahr 2002

stark verändert, nicht zuletzt durch das Internet. Nicht nur Werbung

und Vermittlung bedienen sich des Internets; es haben sich auch ei-

gene Formen (etwa mittels Webcams) herausgebildet. Bei Bordel-

len haben sich Großbetriebe etabliert, die auf maximalen Profit

ausgerichtete Betriebskonzepte verfolgen (etwa Flatrate-Bordelle).

Diesen Entwicklungen ist bei einer Reform des Prostitutionsgeset-

zes Rechnung zu tragen.

3. Der Bundesrat spricht sich für eine sachliche Debatte und differenzierte

Maßnahmen aus.

a) Die öffentliche und die mediale Debatte über Prostitution ist zum

Teil noch immer durch Vorurteile, fehlendes Wissen und Skandali-

sierung geprägt. Insbesondere wendet sich der Bundesrat gegen die

pauschale Gleichsetzung von Prostitution mit Menschenhandel.

Auch wenn Prostitution kein "Beruf wie jeder andere" ist, unterliegt

ihre Ausübung nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts der Berufsfreiheit nach Artikel 12 des Grundgesetzes (vgl.

BVerfG, 1 BvR 224/07 vom 28. April 2009).

b) Ausweislich des Bundeslagebildes Menschenhandel des Bundes-

kriminalamtes wurden im Jahr 2012 in Deutschland 612 Opfer von

Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung ermittelt.

Auch wenn von einem erheblichen Dunkelfeld auszugehen ist, so

sind diese ermittelten Fälle zu der geschätzten Zahl von Prostituier-

ten in Relation zu setzen. Auch gibt es keine belastbaren Hinweise

dafür, dass mit dem Prostitutionsgesetz ein Anstieg des Menschen-

handels einhergegangen ist. Trotz einer Zunahme von Ermittlungs-

verfahren seit Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes ist die Zahl der

Opfer nicht gestiegen. Der Bundesrat misst einer wirkungsvollen

Bekämpfung von Menschenhandel einen hohen Stellenwert zu. Er

verweist jedoch darauf, dass ein Hauptproblem in der mangelnden

Aussagebereitschaft der Opfer zu finden ist. Darüber hinaus ent-

scheiden sich viele Menschen für Prostitution aus ökonomischen

Zwängen heraus, da nur ein eingeschränkter Zugang zum Arbeits-

markt besteht, oder die Voraussetzungen für eine andere selbstän-

dige Tätigkeit nicht gegeben sind.
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c) Der Bundesrat sieht in der anstehenden Weiterentwicklung des Pro-

stitutionsgesetzes einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von

Menschenhandel. Die Regulierung zumindest eines Teils des Mark-

tes ermöglicht mehr Transparenz und die Kontrolle von Bedingun-

gen und Standards; sie erschwert damit ausbeuterische Verhältnis-

se.

II. Der Bundesrat spricht sich für eine Fortentwicklung des Prostitutionsgeset-

zes aus, die einen größeren Schutz der Prostituierten vor Gewalt und Aus-

beutung ermöglicht, die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von Prosti-

tuierten beinhaltet, auf die Gewährleistung fairer Arbeit hinwirkt sowie ge-

eignet ist, illegale Formen der Prostitution zurückzudrängen.

1. Ein fortentwickeltes Prostitutionsgesetz muss einen erweiterten ord-

nungsrechtlichen Rahmen bieten.

a) An erster Stelle steht damit eine Erlaubnispflicht für Prostitutions-

stätten. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, den Begriff der

Prostitutionsstätte, insbesondere im Hinblick auf neue, durch das

Internet ermöglichte und begünstigte Formen von Prostitution

(Vermittlung sexueller Dienstleistungen, Veranstaltungen), zu defi-

nieren. Darüber hinaus ist bei der Ausgestaltung der Regelungen

auf den spezifischen Charakter der Prostitutionsstätte abzustellen.

Eine Zuverlässigkeitsprüfung für Betreiberinnen und Betreiber so-

wie Mindestanforderungen an gesundheitliche, hygienische und

räumliche Bedingungen sollten in diesem Rahmen festgelegt wer-

den.

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, inwieweit

eine Anzeigepflicht einzelner, selbständig tätiger Prostituierter an-

gesichts der Mobilität des Personenkreises und der vielfach ange-

strebten Anonymität sachgerecht und praktikabel wäre.

2. Der Bundesrat begrüßt den mit dem Prostitutionsgesetz im Strafrecht

eingeleiteten Paradigmenwechsel vom Schutz vor der Prostitution zum

Schutz in der Prostitution. Dieser entspricht der strafrechtlichen Syste-

matik, die den Schutz der sexuellen Selbstbestimmung in den Mittel-

punkt stellt. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, ob

dieser Schutz durch die Reform einzelner strafrechtlicher Vorschriften
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noch weiter verstärkt werden kann. Dies betrifft zum einen die Verein-

heitlichung der Schutzaltersgrenzen, die Abschaffung des sogenannten

Vermieterprivilegs, das eine mildere Strafdrohung bei der Ausbeutung

durch den Wohnungsinhaber nach § 180a Absatz 2 Nummer 2 StGB

gegenüber der Ausbeutung durch Zuhälter nach § 181a Absatz 1 StGB

vorsieht, sowie die gesetzliche Bestimmung der Grenzen zulässiger

Weisungen im sexuellen Dienstleistungsgewerbe.

3. Der Bundesrat begrüßt die im Koalitionsvertrag auf Bundesebene ange-

legte Zielsetzung, das Aufenthaltsrecht für die von Frauenhandel und

Zwangsprostitution Betroffenen zu verbessern, damit sie sich frühzeitig

und aktiv als Opfer zu erkennen geben können, aber auch die Verfol-

gung der Täter und somit die Vermeidung einer größeren Zahl an Op-

fern gewährleistet werden kann. Der Bundesrat hält es für erforderlich,

- den Betroffenen bereits zum Zeitpunkt ihrer Aussage eine rechtzei-

tige und rechtssichere Perspektive, auch über das Strafverfahren

hinaus, zu eröffnen,

- angemessene Regelungen, auch unabhängig von einem Strafverfah-

ren, für diejenigen Betroffenen von Menschenhandel zu treffen, für

die das Verlassen der Bundesrepublik aufgrund ihrer Viktimisie-

rung eine besondere Härte darstellen würde,

- die Möglichkeit des Kindernachzugs zu prüfen, da es häufig die

Angst um die im Herkunftsland verbliebenen Kinder ist, die Frauen

von einer Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden abhält.

4. Der Bundesrat hält die in § 19 IfSG vorgesehene Beratung und Unter-

suchung bezüglich sexuell übertragbarer Krankheiten durch die Ge-

sundheitsämter für sinnvoll und ausreichend. Ergänzend sind nied-

rigschwellige psychosoziale Beratungsangebote, die auch eine gesund-

heitliche Beratung umfassen, hilfreich. Der Bundesrat verweist auf be-

reits in den Ländern vorhandene Angebote, die durch einen hohen Pro-

fessionalisierungsgrad und die Möglichkeit der anonymen Inanspruch-

nahme gekennzeichnet sind. Die Einführung von verpflichtenden Un-

tersuchungen lehnt der Bundesrat dagegen als unverhältnismäßig und

wenig zielführend ab. Diese wären mit einem Eingriff in wesentliche

Grundrechte der Betroffenen verbunden, ohne dass durch epidemiologi-

sche Daten belegbar wäre, dass die Ausbreitung sexuell übertragbarer
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Krankheiten dadurch eingedämmt werden kann. Vielmehr würden

Pflichtuntersuchungen zu einer vermehrten Stigmatisierung von Prosti-

tuierten führen und die Hemmschwelle, in schwierigen sozialen Situa-

tionen Angebote der Aufklärung, Beratung und Versorgung zu nutzen,

erhöhen. Auch könnte bei Freiern der Eindruck hervorgerufen werden,

Schutzmaßnahmen seien überflüssig.

5. Ebenso sieht der Bundesrat keinen Vorteil in der Schaffung eines spezi-

ellen Straftatbestands für Freier, die wissentlich die Zwangslage von

Menschenhandelsopfern missbrauchen. Ein solches Verhalten ist der-

zeit bereits nach § 138 Absatz 1 Nummer 6 StGB strafbar. Allerdings

ist diese Norm ohne praktische Relevanz, da in der Regel Freiern ein

solcher Vorsatz nicht nachzuweisen ist. Da nach Auskunft von Bera-

tungsstellen für Opfer von Menschenhandel wie auch von Seiten der

Polizei ein nicht unerheblicher Teil der Hinweise auf das Vorliegen von

Menschenhandel von Freiern getätigt wird, wäre eine solche neu einge-

führte Spezialvorschrift allenfalls von symbolischem Wert, in der Wir-

kung jedoch kontraproduktiv.'

B

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik (AS) und
der Wirtschaftsausschuss (Wi)

empfehlen dem Bundesrat,

die Entschließung nach Maßgabe folgender Änderungen zu fassen:

3. Zu Abschnitt I,

Abschnitt III Nummer 2, Nummer 3, Nummer 5 und Nummer 7

a) Abschnitt I ist wie folgt zu fassen:

"I. Der Bundesrat stellt fest:

Der Bundesrat begrüßt die Vereinbarung im Koalitionsvertrag auf Bun-

desebene, nach der Opfer von Menschenhandel und Zwangsprostitution

besser geschützt und die Täter konsequenter bestraft werden sollen.

AS

(entfällt
bei

Annahme
von

Ziffer 1
oder 2;

bei
Annahme

entfällt
Ziffer 4)
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Auch die vereinbarte Überarbeitung des Prostitutionsgesetzes im Hin-

blick auf die Regulierung der Prostitution sowie die gesetzliche Verbes-

serung der ordnungsbehördlichen Kontrollmöglichkeiten wird unter-

stützt.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, schnellstmöglich die hierfür

erforderlichen Schritte zu unternehmen."

b) Abschnitt III ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 2 sind die Wörter "Der Bundesrat bittet die Bundesregie-

rung eine gesetzliche Regelung" durch die Wörter "Der Bundesrat be-

grüßt das im Koalitionsvertrag festgelegte Vorhaben der Bundesregie-

rung, gesetzliche Regelungen" zu ersetzen.

bb) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen:

"3. Erlaubnispflicht für Prostitutionsstätten und ergänzende Melde- und

Anzeigepflichten

Der Bundesrat begrüßt die im Koalitionsvertrag festgehaltenen Plä-

ne für eine rechtliche Regulierung von Prostitutionsstätten. Ziele

einer solchen Regulierung müssen nach Auffassung des Bundesra-

tes mehr Sicherheit für die in der Prostitution tätigen Menschen, die

Gewährleistung fairer Arbeitsbedingungen und die Zurückdrängung

illegaler Formen der Prostitution sein. Hierfür sind eine Erlaubnis-

pflicht für Prostitutionsstätten, eine Zuverlässigkeitsüberprüfung

für Betreiberinnen und Betreiber sowie ein angemessenes System

an Meldepflichten erforderlich."

cc) Nummer 5 ist wie folgt zu fassen:

"5. Gesundheitliche Beratung für Prostituierte und Verbesserung des

Zugangs zu psychosozialen Beratungsangeboten

Die Bundesregierung wird gebeten, Möglichkeiten zu schaffen, die

einen verbesserten Zugang von Prostituierten zu gesundheitlichen

und psychosozialen Beratungsangeboten gewährleisten. Durch das

frühzeitige Erkennen von Krankheiten, aber auch gegebenenfalls

körperlicher Misshandlungen oder traumatischer Störungen wird

ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes

geleistet. Hierbei sind wissenschaftliche Erkenntnisse über die

Wirksamkeit von Präventionsangeboten zu berücksichtigen."
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dd) In Nummer 7 ist die Überschrift wie folgt zu fassen:

"7. Strafbarkeit des wissentlichen und willentlichen Ausnutzens der

Zwangslage einer Betroffenen von Menschenhandel"

Begründung (nur gegenüber dem Plenum):

Die Zielrichtung des ursprünglichen Entschließungsantrags des Saarlandes ist
zu begrüßen, allerdings wird zu einzelnen Punkten Ergänzungs- beziehungs-
weise Änderungsbedarf gesehen.

Die in Abschnitt III Nummer 3 geforderte Erlaubnispflicht für Prostitutions-
stätten ist zweifellos erforderlich. Das vorgeschlagene Instrumentarium von
Anzeige- und Meldepflichten bedarf jedoch einer Überprüfung im Hinblick auf
die Vergleichbarkeit mit anderen Gewerben, bei denen von einem erhöhten Ge-
fahrenrisiko ausgegangen wird, sowie im Hinblick auf die Praxis- und Voll-
zugstauglichkeit. Daher sollte sich die Forderung im Rahmen einer Entschlie-
ßung auf ein angemessenes System von Meldepflichten beziehen.

Es ist unbedingt erforderlich, dass alle in der Prostitution tätigen Menschen un-
gehinderten Zugang zu medizinischen und psychosozialen Unterstützungs-
angeboten haben und dass dieser Zugang so niedrigschwellig wie möglich ge-
staltet wird, um möglichst viele Personen zu erreichen. Erfahrungen in der
HIV- und AIDS-Prävention haben deutlich gemacht, dass mit freiwilligen An-
geboten letztlich mehr Menschen erreicht werden, weil das für eine erfolgrei-
che gesundheitliche Arbeit erforderliche Vertrauensverhältnis so eher aufge-
baut werden kann. In der ursprünglichen Fassung des Entschließungsantrages
wird in Abschnitt III Nummer 5 letztlich die Wiedereinführung von Pflichtun-
tersuchungen, die seit der Neufassung des Infektionsschutzgesetzes und der
damit verbundenen Schwerpunktverschiebung von Kontrolle zu Prävention
nicht mehr vorgesehen sind, gefordert. Im Hinblick auf die erwähnten Erkennt-
nisse bezüglich einer erfolgreichen Präventionsarbeit und vor dem Hintergrund
der Tatsache, dass gerade mit Zwang verbundene Situationen bei traumatisier-
ten oder illegal aufhältlichen Personen kontraproduktiv wirken beziehungswei-
se - im Fall von ausbeuterischen Abhängigkeitsverhältnissen - zu einer Zunah-
me von Kontrollmaßnahmen seitens des Zuhälters führen würden, ist nied-
rigschwelligen Beratungs- und Behandlungsansätzen, die auf einem Vertrau-
ensverhältnis basieren, der Vorzug zu geben.

Hinsichtlich des Abschnitts III Nummer 7 wird eine klarstellende Formulie-
rung der Überschrift für notwendig erachtet, die das dem Punkt zugrunde lie-
gende Ziel deutlich benennt und auf uneindeutige Begriffe wie "entwürdigende
Prostitutionsformen" verzichtet.
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4. Zu Abschnitt III Nummer 3 Absatz 5 - neu -

In Abschnitt III ist der Nummer 3 folgender Absatz anzufügen:

"Um den Besonderheiten des vielschichtigen Phänomens der Prostitution ge-

recht zu werden, spricht sich der Bundesrat dafür aus, Prostitution und Prostitu-

tionsstätten in einem eigenen Spezialgesetz zu regeln."

Begründung (nur gegenüber dem Plenum):

Gerade hinsichtlich der vorgeschlagenen Erlaubnispflicht für Prostitutions-
stätten stößt das konventionelle, in der Gewerbeordnung geregelte Gewerbe-
recht an seine Grenzen. Prostitution selbst stellt kein Gewerbe im Sinne der
Gewerbeordnung dar. Das Gewerberecht stellt kein geeignetes Instrument dar,
die Kontrolle sexueller Dienstleistungen wirksamer zu gestalten, Menschen-
handel und Zwangsprostitution zu bekämpfen und letztlich den Schutz von
Prostituierten zu verbessern. Die Verankerung des Prostitutionsgewerbes im
Gewerberecht wird auch von Sachverständigen kritisch gesehen. Zielführender
als eine Regulierung in der Gewerbeordnung erscheint vielmehr eine Spezial-
regelung außerhalb des Gewerberechts, die auf alle Aspekte des vielschichtigen
Phänomens der Prostitution eingeht.

C

5. Der federführende Rechtsausschuss und

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten

empfehlen dem Bundesrat,

die Entschließung zu fassen.

Wi

(entfällt
bei

Annahme
von

Ziffer 1,
2 oder 3)


